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1. Änderung bei der Steuerschuldner-

schaft des Leistungsempfängers  
bei Bauleistungen 

 
Nach dem Umsatzsteuergesetz ist der Leis-
tungsempfänger für Werklieferungen und 
sonstige Leistungen, die der Herstellung, In-
standsetzung, Instandhaltung, Änderung oder 
Beseitigung von Bauwerken dienen (Bauleis-
tungen) – mit Ausnahme von Planungs- und 
Überwachungsleistungen – Steuerschuldner 
der Umsatzsteuer. Dabei muss er selbst Unter-
nehmer sein und derartige Bauleistungen 
erbringen. Hierzu gehören auch die Leistungen 
eines Bauträgers (Unternehmer, der eigene 
Grundstücke zum Verkauf bebaut), soweit sie 
als Werklieferungen erbracht worden sind. 
 
Nach Auffassung der Finanzverwaltung und 
aufgrund der Neuregelungen durch das 
sog. „Kroatiengesetz“ ergibt sich daher für die 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfän-
gers Folgendes: 
 

Regelung bis 14.2.2014: Der Leistungsemp-
fänger muss Bauleistungen nachhaltig erbrin-
gen. Das gilt dann, wenn der Unternehmer 
mindestens 10 % seines Weltumsatzes als 
Bauleistungen erbracht hat. Außerdem war es 
unbeachtlich, für welche Zwecke der Leis-
tungsempfänger die bezogene Bauleistung 
konkret verwendete.  
 
Regelung ab 15.2.2014: Der Bundesfinanzhof 
entschied mit Urteil vom 22.8.2013, dass die 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfän-
gers nur in Betracht kommt, wenn der er die an 
ihn erbrachte Leistung selbst für eine (steuer-
pflichtige) Bauleistung weiterverwendet. Da 
der Leistungsempfänger im Streitfall – ein 
Bauträger – die empfangene Bauleistung nicht 
selbst zur Erbringung einer Bauleistung ver-
wendet hat, kam die Übertragung der Steuer-
schuldnerschaft nicht in Betracht. Grundsätz-
lich empfahl es sich hier deshalb, sich eine 
Freistellungsbescheinigung vom Leistungs-
empfänger und bei jeder Bauleistung die Ver-
sicherung von diesem einzuholen, dass die 
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Leistung als Bauleistung weiterverwendet 
wird. 
 
Regelung ab 1.10.2014: In der Praxis ist es 
für den leistenden Unternehmer nicht immer 
erkennbar, ob ein Unternehmer, an den Bau-
leistungen erbracht werden, tatsächlich ein 
Unternehmer ist, der auch solche Leistungen 
erbringt. Noch weniger kann der leistende 
Unternehmer wissen, ob der Leistungsempfän-
ger die bezogene Bauleistung selbst für eine 
steuerpflichtige Bauleistung verwendet. Die 
Folge: häufige und ungewollte Fehleinschät-
zungen und damit verbunden fehlerhafte 
Rechnungen und ggf. Risiken der Umsatzbe-
steuerung bzw. beim Vorsteuerabzug. 
 
Im Gesetz zur Anpassung des nationalen Steu-
errechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und 
zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten wurde nunmehr eindeutig darauf abgestellt, 
dass der Leistungsempfänger Steuerschuldner 
für eine an ihn erbrachte Bauleistung ist, wenn 
er selbst nachhaltig Bauleistungen ausführt 
oder nachhaltig eigene Grundstücke veräußert, 
die er vorher bebaut hat. Ein Unternehmer soll 
dann nachhaltig Bauleistungen oder Bauträger-
leistungen erbringen, wenn er zumindest 10 % 
seines Weltumsatzes als Bauleistungen oder 
Bauträgerleistungen erbringt.  
 
Um dem leistenden Unternehmer den Nach-
weis zu erleichtern, dass sein Leistungsemp-
fänger nachhaltig tätig wird, sieht das Gesetz 
vor, dass die zuständige Finanzbehörde dem 
Leistungsempfänger eine auf 3 Jahre befristete 
„besondere“ – von der Freistellungsbescheini-
gung nach § 48 b EStG unabhängige – Be-
scheinigung (USt 1 TG) ausstellt, aus der sich 
die nachhaltige Tätigkeit des Unternehmers 
ergibt. Bei Verwendung der Bescheinigung 
geht die Steuerschuldnerschaft auch dann über, 
wenn die Voraussetzungen nicht vorgelegen 
haben. Gleichzeitig wird gesetzlich klarge-
stellt, dass der Leistungsempfänger auch dann 
Steuerschuldner ist, wenn er die an ihn im 
Einzelfall erbrachte Dienstleistung nicht zur 
Ausführung einer Bauleistung verwendet. 
 
Anmerkung: Jedem Bauleistenden wird hier-
mit empfohlen sich eine erforderliche Be-
scheinigung (Vordruckmuster USt 1 TG) vom 
Finanzamt zu besorgen. 
 
 

2. Einführung des Mindestlohns ab 
1.1.2015 – Handlungsbedarf bei Mi-
nijobs  

 
Zum 1.1.2015 gilt der Mindestlohn von 8,50 € 
auch für Minijobs und in Privathaushalten – 
nach einer Einführungsphase mit Ausnahmen 
– für alle in Deutschland tätigen Beschäftigten.  
 
Ausnahmen: In der Einführungsphase bis zum 
31.12.2017 sind tarifliche Abweichungen auf 
der Grundlage des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes und des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes erlaubt. Ausgenommen vom 
Mindestlohn sind z. B. Jugendliche unter 
18 Jahren ohne Berufsabschluss, Zeitungszu-
steller (mit einer Übergangsregelung) und 
Praktikanten, die sog. Pflichtpraktika ausüben. 
Auch bei freiwilligen Praktika – sog. Orientie-
rungspraktika – die nicht länger als 3 Monate 
dauern, besteht kein Anspruch auf den Min-
destlohn. Eine echte ehrenamtliche Tätigkeit 
stellt keine Arbeit im Sinne dieses Gesetzes 
dar. Entsprechend steht Personen, die ein Eh-
renamt innehaben, kein Mindestlohn zu.  
 
Bei Auszubildenden wird die Entlohnung wei-
ter nach dem Berufsbildungsgesetz geregelt. 
Um Langzeitarbeitslosen den Einstieg in den 
Arbeitsmarkt zu erleichtern, kann bei ihnen 
lediglich in den ersten 6 Monaten vom Min-
destlohn abgewichen werden. 
 
Minijobber:  Sofern ein Unternehmen Mini-
jobber beschäftigt, sollte es noch 2014 recht-
zeitig prüfen, ob durch das Gesetz zur Stär-
kung der Tarifautonomie geregelten Mindest-
lohn die jährliche Entgeltgrenze von 5.400 € 
(450 € x 12) bei beschäftigten Minijobbern 
überschritten wird. Dann würde kein beitrags-
freier Minijob mehr vorliegen. Hierbei sind 
auch Einmalzahlungen zu berücksichtigen. 
 
Beispiel: Das Unternehmen beschäftigt 2014 
für 50 Stunden im Monat einen Minijobber zu 
einem Stundenlohn von 8 €. Eine vertraglich 
vorgesehene Einmalzahlung beträgt 400 €. 
Während 2014 die jährliche Geringfügigkeits-
grenze mit einem Jahresentgelt von 5.200 € 
noch unterschritten wird, hat der Mindestlohn 
2015 zur Folge, dass diese Grenze um 100 € 
überschritten wird, denn das Jahresentgelt liegt 
dann bei 5.500 €. Somit ist das Arbeitsverhält-
nis sozialversicherungspflichtig. 
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Ratsam ist es also bereits 2014 bei betroffenen 
Verträgen die Weichen zu stellen, um eine 
Versicherungspflicht der Tätigkeiten zu ver-
meiden. Dies lässt sich beispielsweise durch 
eine entsprechende Reduzierung der vertragli-
chen Arbeitsstunden oder durch die Kappung 
von Einmalzahlungen  (z. B. Weihnachts-
geld/Sonderzahlung) erreichen.  
 
 
3. Steuerlich unangemessener Fahr-

zeugaufwand eines Freiberuflers 
 
Das Einkommensteuergesetz legt keine be-
tragsmäßige Obergrenze für Pkw-
Anschaffungskosten fest. Hohe Pkw-
Anschaffungskosten werden jedoch von den 
Finanzämtern regelmäßig mit Argwohn be-
trachtet und teilweise als nicht abzugsfähige 
Kosten der Lebensführung qualifiziert.  
 
Ob und in welcher Höhe betrieblich veranlass-
te Aufwendungen angemessen oder unange-
messen sind, kann nach ständiger Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs (BFH) nur nach 
dem Verhältnis des jeweiligen Einzelfalls be-
urteilt werden. Die Bedeutung des Repräsenta-
tionsaufwandes für den Geschäftserfolg wird 
regelmäßig als Hauptargument für die Beurtei-
lung der Angemessenheit der Aufwendungen 
angegeben. 
 
Mit Urteil vom 29.4.2014 hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) entschieden, dass Kosten für 
betriebliche Fahrten mit einem Kraftfahrzeug 
selbst dann – dem Grunde nach – betrieblich 
veranlasst sind, wenn die Aufwendungen für 
die Anschaffung unangemessen sind. Die 
Grenzen für den Abzug unangemessener Auf-
wendungen gelten auch für die Beschaffung 
„ausschließlich betrieblich“ genutzter Pkw.  
 
Ob die Aufwendungen für das Fahrzeug an-
gemessen oder unangemessen sind, bestimmt 
sich auch danach, ob ein ordentlicher und ge-
wissenhafter Unternehmer angesichts der er-
warteten Vorteile und Kosten die Aufwendun-
gen – ungeachtet seiner Freiheit, den Umfang 
seiner Erwerbsaufwendungen selbst bestim-
men zu dürfen – ebenfalls auf sich genommen 
hätte. Kfz-Aufwendungen sind nach Auffas-
sung des BFH wegen des absolut geringen 
betrieblichen Nutzungsumfangs (z. B. bei ei-
nem Zweit- oder Drittfahrzeug) sowie wegen 
fehlenden Einsatzes in der berufstypischen 
Betreuung einerseits und des hohen Repräsen-

tations- sowie privaten Affektionswerts (hier 
ein Luxussportwagen) für seine Nutzer ande-
rerseits unangemessen.  
 
In seiner Entscheidung sah der BFH es aber als 
zulässig an, zur Berechnung des angemessenen 
Teils der Aufwendungen auf durchschnittliche 
Fahrtkostenberechnungen für aufwendigere 
Modelle gängiger Marken der Oberklasse in 
Internetforen (im entschiedenen Fall 2 € je 
Fahrtkilometer) zurückzugreifen. 
 
 
4. Bei Darlehen zwischen Angehöri-

gen kann der Abgeltungssteuersatz 
von 25 % zum Tragen kommen 

 
Die Einkommensteuer für Einkünfte aus Kapi-
talvermögen, die sog. Abgeltungssteuer, be-
trägt 25 %. Dies gilt nach den Regelungen im 
Einkommensteuergesetz aber – unter weiteren 
Voraussetzungen – nicht, wenn Gläubiger und 
Schuldner einander nahestehende Personen 
sind. 
 
In drei Urteilen vom 29.4.2014 stellte der 
Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass der Steuer-
tarif für Einkünfte aus Kapitalvermögen in 
Höhe von 25 % nicht schon deshalb ausge-
schlossen ist, weil Gläubiger und Schuldner 
der Kapitalerträge Angehörige sind. 
 
In den entschiedenen Verfahren gewährten 
einander nahe Angehörige fest verzinsliche 
Darlehen zur Anschaffung von fremd vermie-
teten Immobilien durch die Darlehensnehmer 
bzw. stundete eine Steuerpflichtige ihrem Bru-
der den Kaufpreis für die Veräußerung von 
Gesellschaftsanteilen. Die Finanzämter be-
steuerten die Kapitalerträge mit der (höheren) 
tariflichen Einkommensteuer, weil Gläubiger 
und Schuldner der Kapitalerträge „einander 
nahestehende Personen“ sind.  
 
Der BFH kam jedoch zu dem Entschluss, dass 
ein solches Näheverhältnis nur dann vorliegt, 
wenn auf eine der Vertragsparteien ein beherr-
schender oder außerhalb der Geschäftsbezie-
hung liegender Einfluss ausgeübt werden kann 
oder ein eigenes wirtschaftliches Interesse an 
der Erzielung der Einkünfte des anderen be-
steht. Danach ist ein lediglich aus der Fami-
lienangehörigkeit abgeleitetes persönliches 
Interesse nicht ausreichend, um ein Nähe-
verhältnis zu begründen.  
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Hält der Darlehensvertrag einem Fremdver-
gleich stand, kann nicht bereits aufgrund des 
Fehlens einer Besicherung oder einer Rege-
lung über eine Vorfälligkeitsentschädigung auf 
eine missbräuchliche Gestaltung zur Ausnut-
zung des Abgeltungssteuersatzes geschlossen 
werden. Dies gilt auch dann, wenn aufgrund 
des Steuersatzgefälles ein Gesamtbelastungs-
vorteil entsteht, da Ehe und Familie bei der 
Einkünfteermittlung keine Vermögensgemein-
schaft begründen. 
 
Anmerkung: Nachdem der Sachverhalt einer 
Darlehensgewährung unter nahen Angehöri-
gen, wie die Urteile zeigen, steuerlich sehr 
kompliziert sein kann, sollten sich Betroffene 
in jedem Fall vor einer entsprechenden ver-
traglichen Regelung beraten lassen. 
 
 
5. Steuerlicher Abzug von Eheschei-

dungskosten doch noch möglich? 
 
Mit einer Änderung des Einkommensteuerge-
setzes wurde der steuerliche Abzug von Zivil-
prozesskosten – und dazu gehören auch Ehe-
scheidungskosten – gestrichen. Dies führt in 
der Praxis dazu, dass die Finanzämter den bis 
einschließlich 2012 unbestrittenen Abzug von 
Ehescheidungskosten ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2013 nicht mehr gewähren.  
 
In seiner Pressemitteilung vom 5.6.2014 teilt 
der Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine 
e. V. mit, dass nunmehr die ersten 2 Muster-
prozesse gegen die Streichung der steuerlichen 
Abzugsfähigkeit von Ehescheidungskosten als 
außergewöhnliche Belastungen eingeleitet und 
beim Finanzgericht München anhängig sind. 
 
Anmerkung: Steuerzahler, die ab 2013 Ehe-
scheidungskosten zu tragen hatten, sollten 
diese auf jeden Fall als außergewöhnliche 
Belastungen in ihrer Einkommensteuererklä-
rung angeben. Wenn die Finanzämter diese 
Kosten streichen, können sie mit Verweis auf 
die beim Finanzgericht München anhängigen 

Verfahren Einspruch einlegen und gleichzeitig 
das Ruhen des Verfahrens aus Zweckmäßig-
keitsgründen beantragen. 
 
 
6. „Wohnrecht“ an Familienwohnung 

nicht erbschaftsteuerbefreit 
 
Ein Familienhaus kann im Todesfall nur erb-
schaftsteuerbefreit erworben werden, wenn der 
länger lebende Ehegatte Eigentum oder Mitei-
gentum daran erwirbt und es selbst bewohnt. 
Eine letztwillige Zuwendung eines dingli-
chen „Wohnrechts“ an dem Familienheim 
erfüllt dagegen nicht die Voraussetzungen 
für eine Steuerbefreiung.  
 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen 
Fall vom 3.6.2014 wurde – entsprechend den 
testamentarischen Verfügungen – das Eigen-
tum an dem zum Nachlass gehörenden Grund-
stück an die beiden Kinder des Erblassers ü-
bertragen und der Ehefrau im Gegenzug ein 
lebenslanges Wohnrecht an der vormals ge-
meinsamen Wohnung eingeräumt. Das Finanz-
amt sah somit keine Grundlage für eine Erb-
schaftssteuerbefreiung.  
 
Der BFH folgte der Meinung der Verwaltung 
und entschied, dass der Gesetzeswortlaut nur 
den Erwerb von selbst genutzten Wohn-
räumen begünstigt. Ist der Erwerber aber 
aufgrund eines testamentarisch angeordneten 
Vorausvermächtnisses verpflichtet, das Eigen-
tum an der Familienwohnung auf einen Dritten 
(hier die Kinder des Erblassers) zu übertragen, 
rechtfertigt dies keine Steuerbefreiung. 
 
Anmerkung: Um solchen „Fallen“ – die u. U. 
erheblichen Aufwand für die Erben bedeuten – 
zu entgehen, sollten betroffene Steuerpflichti-
ge sich bei allen Zuwendun-
gen/Übertragungen, – egal ob testamentarisch, 
vertraglich oder ohne schriftliche Vereinba-
rung, – steuerlich beraten lassen! 
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 Fälligkeitstermine  Fällig am  
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.10.2014 
 

Sozialversicherungsbeiträge 

(Abweichungen können sich durch regionale Feiertage ergeben – 31.10. Reformationstag) 

 

28./29.10.2014 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

  
 seit 1.7.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 
 1.7. – 31.12.2013 = - 0,38 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz  
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

 
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2014: Juli = 107,0; Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
Februar = 106,4; Januar = 105,9 
2013: Dezember = 106,5; November = 106,1; Oktober = 105,9; 
September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


